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Das Abstimmungsverhalten des Landes wird im Anschluss an die Plenarsitzung auf der 

Transparenzplattform veröffentlicht, siehe nachfolgende Seiten im pdf-Dokument.  

  



 
 
 
 
 
 
 
Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 981. Sitzung des Bun-
desrates am Freitag, 11.10.20191: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 8/2019 (gemeinsame 
Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1. Wahl des Präsidiums 

gemäß Artikel 52 Absatz 1 GG i.V.m.  

§ 5 Absatz 1 GO BR 
 

Zustimung zum Wahlvorschlag. 
 

 
2. Wahl des Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden der Europakammer 

gemäß § 45c GO BR 
 

Zustimmung zum Wahlvorschlag. 
 

 
3. Wahl der Vorsitzenden der Ausschüsse 

gemäß § 12 Absatz 1 GO BR 
Drucksache 451/19 

 
Zustimmung zum Wahlvorschlag gemäß Drs. 451/19. 

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



4. Wahl der Schriftführer 

gemäß § 10 Absatz 1 GO BR 

Drucksache 452/19 
 

Zustimmung zum Wahlvorschlag gemäß Drs. 452/19. 
 

 
7.     Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesnichtraucherschutzgesetzes - 

(BNichtrSchG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Nordrhein-Westfalen, Hamburg, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Bremen, 
Rheinladn-Pfalz 

Drucksache 435/19 (neu) 
Drucksache 435/1/19 

 
Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag und zur Beauftragten-
Bestellung gem. Drs. 435/1/19. Beitritt zum Gesetzesantrag.  

 

 
8. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs und des Woh-

nungseigentumsgesetzes zur Förderung der Elektromobilität 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Baden-Württemberg, Bayern und 
Niedersachsen 

Drucksache 347/19 
Drucksache 347/1/19 

 
Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag und zur Beauftragten-
Bestellung gem. Drs. 347/1/19.  

 

 
9. Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Mietrechts 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Hamburg und Brandenburg 

Drucksache 420/19 
Drucksache 420/1/19 

 
Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 

  



10. Entwurf eines ... Strafrechtsänderungsgesetzes - Strafbarkeit des Werbens für terro-
ristische Straftaten 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 421/19 

Drucksache 421/1/19 
 

Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 
 

 
11. Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Schriftformerfordernisses im Mietrecht 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 

12. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Finanzgerichtsordnung (FGOÄndG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 470/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

 
13. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Rheinland-Pfalz 

Drucksache 426/19 
 

Zustimmung zur Einbringung beim Deutschen Bundestag. 
  



14.    Entschließung des Bundesrates "Deutschkurse für Migrantinnen und Migranten er-
neuern" 

Antrag der Länder Berlin, Bremen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Thüringen und Brandenburg 
Drucksache 433/19 

Drucksache 406/19 
 

Zustimmung zum Fassen der Entschließung. 
 

 
15. Entschließung des Bundesrates - Verringerung des Pestizideinsatzes in Privatgärten 

Antrag der Länder Bayern und Saarland 
Drucksache 344/19 

Drucksache 344/1/19 
 

Fassen der Entschließung gem. Drs. 344/1/19 ohne Ziffer 3. 
 

 
17. Entschließung des Bundesrates zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung 

durch Verpflichtung des Lebensmittelhandels zur Abgabe an gemeinnützige Organisatio-
nen 

Antrag der Länder Hamburg, Bremen, Thüringen 
Drucksache 429/19 

Drucksache 429/1/19 
 

Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Drs. 429/1/19. 
 

 
18. Entschließung des Bundesrates zur Anwendung der EFSA-Bienenleitlinien bei der 

Prüfung von Pflanzenschutzmitteln 

Antrag des Landes Berlin 

gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 472/19 (neu) 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 

19. Entschließung des Bundesrates - Nationale Minderheiten und Volksgruppen in das 
Grundgesetz aufnehmen 

Antrag der Länder Schleswig-Holstein, Brandenburg, 
Sachsen 

Drucksache 447/19 
Drucksache 447/1/19 



Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 

 
 

20. Entschließung des Bundesrates "Klimaschutz im Grundgesetz verankern" 

Antrag des Freistaats Thüringen 
 
Antrag des Freistaats Thüringen 

gemäß § 23 Absatz 3 i.V.m. 
§ 15 Absatz 1 GO BR 

Drucksache 581/18 
Drucksache 409/19 

 
Keine Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. 

Hilfsweise keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung und zum Plenarantrag in 
Drs. 409/19. 

 
 

21. Entschließung des Bundesrates: Flüssiges und gelöstes Plastik vermeiden - Für eine 
umfassende Strategie zur Reduktion schwer abbaubarer Polymere 

Antrag des Landes Hessen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 461/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

 
22. Entschließung des Bundesrates für eine erfolgreiche Elektrifizierungsoffensive im 

Schienenverkehr 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 

Drucksache 385/19 
Drucksache 385/1/19 

 
Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Drs. 385/1/19. 

23. Entschließung des Bundesrates: Klimaschutz in der Marktwirtschaft - Für ein gerech-
tes und effizientes System der Abgaben und Umlagen im Energiebereich 

Antrag des Landes Schleswig-Holstein 

Drucksache 47/19 
Drucksache 47/2/19 

Drucksache 47/3/19 
 



Zustimmung zum Fassen der Entschließung gem. Drs. 47/3/19. Keine Zustimmung zum 
Plenarantrag in Drs. 47/4/19. Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 
24. Entschließung des Bundesrates zur Einführung einer Haftung der Betreiber von E-

Commerce-Plattformen 

Antrag des Freistaates Bayern 

Drucksache 345/19 
Drucksache 345/1/19 

 
Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Drs. 345/1/19 ohne Ziffer 2. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 

25. Entschließung des Bundesrates für den umfassenden Aufbau einer Wasserstoffwirt-
schaft auf Basis erneuerbarer Energien 

Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

Drucksache 450/19 
 

Überweisung in die Ausschüsse. 
 

 
26. Entschließung des Bundesrates: Alternative Vergabemodelle zur bisherigen Verstei-

gerungspraxis von Mobilfunkfrequenzen prüfen 

Antrag der Länder Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen, Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz 
Drucksache 445/19 

 
Zustimmung zum Fassen der Entschließung. Beitritt zum Antrag. 

 
 

27. Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung unterhaltsverpflichteter Angehöriger in der Sozi-
alhilfe und in der Eingliederungshilfe (Angehörigen-Entlastungsgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 395/19 

Drucksache 395/1/19 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Drs. 395/1/19 ohne Ziffer 9. Zustimmung zum 
Plenarantrag in Drs. 395/2/19 

 



28. Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Nachunternehmerhaftung in der Kurier-, 
Express- und Paketbranche zum Schutz der Beschäftigten (Paketboten-Schutz-Ge-
setz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 453/19 

Drucksache 453/1/19 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gem. Drs. 453/1/19 ohne Ziffer 1. 
 

 
29. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Direktzahlungen-Durchführungs-

gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 410/19 
Drucksache 410/1/19 

 
Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Drs. 410/1/19 ohne Ziffern 1 bis 4 und 6.  

 
 

30. Entwurf eines Gesetzes zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 396/19 
Drucksache 396/1/19 

 
Keine Zustimmung zur Stellungnahme gem. Drs. 396/1/19. 

 
 

31. Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Berufsbildes und der Ausbildung der 
pharmazeutisch-technischen Assistentinnen und pharmazeutisch-technischen Assisten-
ten (PTA-Reformgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 397/19 
Drucksache 397/1/19 

 
Zustimmung zur Stellungnahme gem. Drs. 397/1/19 ohne die Ziffern 1, 2 und 59. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drs. 397/2/19. 

 

 
33. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erdölbevorratungsgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 399/19 

Drucksache 399/1/19 
 



Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Drs. 399/1/19. 

 
 

34. Entwurf eines Strukturstärkungsgesetzes Kohleregionen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 400/19 
Drucksache 400/1/19 

 
Zustimmung zur Stellungnahme gem. Drs. 400/1/19 ohne die Ziffern 1 bis 4, 6, 9, 11, 14, 
17 bis 30, 34, 35, 37, 40 bis 44, 46, 47, 50 bis 57, 59 bis 61, 63 bis 70, 74, 75, 78 bis 94, 
96, 97. Keine Zustimmung zu den Plenaranträgen in Drs. 400/2/19, 400/6/19 und 
400/7/19.  
 

 
36. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Preisstatistik 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 402/19 

Drucksache 402/1/19 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gem. Drs. 402/1/19.  
 

 
37. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Entlastung insbesondere der mittelständischen Wirt-

schaft von Bürokratie  
(Drittes Bürokratieentlastungsgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 454/19 

Drucksache 454/1/19 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gem. Drs. 454/1/19 ohne Ziffern 2, 4 bis 7.  
 

 
43. Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Anwendung des Erbschaftsteuer- und Schenkung-

steuerrechts (Erbschaftsteuer-Richtlinien 2019 - ErbStR 2019) 

gemäß Artikel 108 Absatz 7 GG 

Drucksache 387/19 
Drucksache 387/1/19 

 
Zustimmung zur unveränderten Verwaltungsvorschrift. Zustimmung in der 
Schlussabstimmung, außer bei Mehrheit für Ziffer 2 oder 3 oder 4 der Drs. 387/1/19. 

 

 
 

 



47. Entschließung des Bundesrates - Arbeitnehmerfreizügigkeit - Transnationale Zusam-

menarbeit verbessern 

Antrag der Länder Hamburg, Bremen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 481/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 
 

48. Entschließung des Bundesrates zur Überprüfung des Katalogs der Ermäßigungstatbe-
stände im Umsatzsteuergesetz 

Antrag der Länder Thüringen und Bremen 
 

Geschäftsordnungsantrag des  
Freistaats Thüringen 

Drucksache 406/19 
Drucksache 406/1/19 

 
Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung und zum Fassen der Entschließung. 

 
 

49. Entschließung des Bundesrates für eine auf einen ambitionierten Aufbau einer erneuer-
baren Wasserstoffwirtschaft in Deutschland ausgerichtete Umsetzung der Erneuerba-

ren Energien Richtlinie (Renewable Energy Directive, RED II) in nationales Recht 

Antrag der Länder Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern 
 

Geschäftsordnungsantrag des  
Landes Brandenburg 

Drucksache 346/19 
Drucksache 346/1/19 

 
Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. Keine Zustimmung zu den Maßgaben 
gem. Drs. 346/1/19. Zustimmung in der Schlussabstimmung.  
 

 
50. Ergänzung des Entwurfs eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushalts-

plans für das Haushaltsjahr 2020  
(Haushaltsgesetz 2020) 

gemäß Artikel 110 Absatz 3 GG 
Drucksache 456/19 

Drucksache 456/1/19 
 

Zustimmung zur Stellungnahme gem. Drs. 456/1/19 ohne Ziffer 2 Buchstabe b bis d und 
ohne Ziffer 4. 



52. Entschließung des Bundesrates - "Verbot des Einbaus nicht wechselbarer Batterien 
bzw. Akkumulatoren in Elektro-Scooter, Elektro-Roller, E-Bikes und Pedelecs" 

Antrag des Freistaats Thüringen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 484/19 

 
Überweisung in die Ausschüsse. 

 

 

 

Umdruck 8/2019 („Grüne Liste“) 

Zu den Punkten 5, 6, 16, 32, 35, 38 bis 42, 44 bis 46 und 51 der Tagesordnung der 981. Sitzung 

des Bundesrates am Freitag, dem 11. Oktober 2019, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden 

Empfehlungen und Vorschlägen beschließen: 

I. 

Zu dem Gesetz einen Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses nicht zu stellen:  

5. Achtes Gesetz zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 

Drucksache 455/19 

Ausschussbeteiligung - K - 



II. 

Den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG beim Deutschen Bundestag einzubringen und 

gemäß § 33 GO BR einen Beauftragten zu bestellen: 

6. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Notfallsanitätergesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 

Antrag der Länder Bayern, Rheinland-Pfalz und Schleswig-

Holstein 

Drucksache 428/19 

Drucksache 428/1/19 

Ausschussbeteiligung - G - AIS - In - 

III. 

Die Entschließung nach Maßgabe der in der Empfehlungsdrucksache wiedergegebenen Änderun-

gen zu fassen:  

16. Entschließung des Bundesrates - Änderung rechtlicher Bestimmungen zum Handel mit Tieren 

im Internet (Online-Handel) und in Printmedien 

Antrag der Länder Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein 

Drucksache 425/19 

Drucksache 425/1/19 

Ausschussbeteiligung - AV - 



IV. 

Zu dem Gesetzentwurf die in der zitierten Empfehlungsdrucksache wiedergegebene Stellung-

nahme abzugeben:  

32. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umweltauditgesetzes, des Atomgesetzes, des Stand-

ortauswahlgesetzes, der Endlagervorausleistungsverordnung und anderer Gesetze und Verord-

nungen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 398/19 

Drucksache 398/1/192 

Ausschussbeteiligung - U - Vk - Wi - 

V. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben:  

35. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes zur Umsetzung der Richt-

linie (EU) 2019/692 des Europäischen Parlamentes und des Rates über gemeinsame Vorschriften 

für den Erdgasbinnenmarkt 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 

Drucksache 401/19 

Ausschussbeteiligung - Wi - 

38. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Übereinkommens über den internationalen Eisen-

bahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 3. Juni 

1999 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 

Drucksache 403/19 

Ausschussbeteiligung - Vk - 

                                                           
2-Vk und Wi  empfehlen, keine Einwendungen zu erheben. 



VI. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen:  

39. Verordnung zur Bestimmung des für die Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a des 

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch maßgeblichen Prozentsatzes sowie zur Ergänzung der Anlage 

zu § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für das Jahr 2020 (Regelbedarfsstufen-Fort-

schreibungsverordnung 2020 - RBSFV 2020) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 449/19 

Ausschussbeteiligung - AIS - Fz - 

40. Verordnung zur Anpassung lebensmittelrechtlicher und tierseuchenrechtlicher Vorschriften 

an die Verordnung (EU) 2017/625 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 378/19 

Ausschussbeteiligung - AV - U - 

41. Einundsechzigste Verordnung zur Durchführung des § 172 des Bundesentschädigungsgesetzes 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 408/19 

Ausschussbeteiligung - Fz - 



VII. 

Der Verordnung nach Maßgabe der in der Empfehlungsdrucksache wiedergegebenen Empfehlung 

zuzustimmen:  

42. Zwölfte Verordnung zur Änderung gefahrgutrechtlicher Verordnungen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 

Drucksache 394/19 

Drucksache 394/1/193 

Ausschussbeteiligung - Vk - AIS - In - 
- U - 

VIII. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen:  

44. a) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen Union 

für die Expertengruppe der Kommission für das Kulturerbe 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-

Länder-Vereinbarung 

Drucksache 414/19 

Drucksache 414/1/19 

Ausschussbeteiligung - EU - K - 

b) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen Union 

für die Experten-Arbeitsgruppe "Gleichstellung der Geschlechter in der Kultur- und Kre-

ativwirtschaft" im Rahmen des Arbeitsplans Kultur 2019-2022 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-

Länder-Vereinbarung 

Drucksache 417/19 

Drucksache 417/1/19 

Ausschussbeteiligung - EU - K - 

                                                           
3-AIS, In und U empfehlen Zustimmung ohne Änderungen. 



c) Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäischen Union 

für den Programmausschuss der Kommission zum Europäischen Solidaritätskorps 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-

Länder-Vereinbarung 

Drucksache 419/19 

Drucksache 419/1/19 

Ausschussbeteiligung - EU - FJ - 

45. Vorschlag für die Besetzung der Kommission für die Produktions- und Drehbuchförderung 

und der Kommission für Verleih-, Vertriebs- und Videoförderung bei der Filmförderungs-

anstalt 

gemäß Artikel 21 Absatz 1 Satz 1 FFG 

Drucksache 310/19 

Drucksache 310/1/19 

Ausschussbeteiligung - K - 

46. Benennung von Mitgliedern für den Beirat Deutschlandstipendium beim Bundesministerium 

für Bildung und Forschung 

gemäß § 12 StipG i.V.m. § 5 StipV 

Drucksache 384/19 

Drucksache 384/1/19 

Ausschussbeteiligung - K - 

51. Benennung eines Mitglieds für den Beirat der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Tele-

kommunikation, Post und Eisenbahnen 

gemäß § 5 Absatz 1 BEGTPG 

Drucksache 478/19 

 



Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Län-
der beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließun-
gen sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministern, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Minderheit fest. Weitere Hin-
weise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter http://www.bundesrat.de/DE/bundes-
rat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
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Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 981. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/981/download/981-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 
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